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Im pittoresken Städtchen Görlitz, 
ganz im Osten Deutschlands an der 
Grenze zu Polen gelegen, drehte 

Hollywood Filme mit Jackie Chan und 
Arnold Schwarzenegger („In 80 Tagen 
um die Welt”), Kate Winslet und Da-
vid Kross („The Reader“) sowie Tilda 
Swinton und Bill Murray („The Grand 
Budapest Hotel”). Hinter den schönen 
Fassaden aber verstecken sich eine 
schwache Wirtschaft und viele alte und 
unzufriedene Menschen, denen der 
Glaube an die Zukunft fehlt. Weil vie-
le Bewohner von „Görliwood“ die EU 
und das politische Establishment in 
der Bundeshauptstadt ablehnen, haben 
bei den Landtagswahlen am 1. Septem-
ber mehr als ein Drittel von ihnen ihre 
Stimme der sehr rechtslastigen AfD ge-
geben.

Knapp eine Million Menschen haben 
bei den Landtagswahlen in Sachsen und 
Brandenburg für die Partei votiert, die 
sich für eine Alternative für Deutsch-
land hält, gut ein Viertel der Stimmbe-
rechtigten. Bei den Wahlen am 27. Ok-
tober in Thüringen darf die AfD mit 
einem ähnlichen Ergebnis rechnen. 
Stärker dürfte dort nur die Partei Die 
Linke abschneiden.

Das heißt: Jeder vierte Wähler folgt 
im Osten Politikern, Männern wie Frau-
en, die durch rechtsextreme, antisemi-
tische, rassistische oder andere men-
schenverachtende Parolen aufgefallen 
sind. Ist Deutschland auf dem Weg in 
die Vergangenheit?

Kurz gesagt: Nein. Im bevölkerungs-
reicheren Westen reüssiert die AfD 
deutlich weniger, und in den AfD- 
affinen Ländern in Ostdeutschland ha-
ben rund drei Viertel der Wähler an-
dere Parteien gewählt. Die AfD ist we-
der in Sachsen noch in Brandenburg 
stärkste Kraft, und niemand will mit 
ihr koalieren.

Dabei hatte die AfD gehofft – ja damit 
gerechnet – die Nummer 1 zu werden 
und damit den Sturz von Angela Merkel 
einzuleiten. „Vollende die Wende“ hatte 
die Partei plakatiert. Die friedliche Re-
volution von 1989 sei nicht erfolgreich 
gewesen, die derzeitigen Verhältnisse 
ähnelten denen zu DDR-Zeiten, so ihre 
Behauptung. Dagegen erhob sich laut-
starker Protest.

Nach diesen Landtagswahlen ist 
das Schlimmste (vorerst) abgewen-
det. Brandenburg erhält wieder einen 
SPD-Ministerpräsidenten, Sachsen ei-
nen von der CDU. Und in Berlin bleibt 
Merkel Kanzlerin, bis zum Ende ihrer 
Amtszeit – und eventuell, entgegen ih-
rer Ankündigung, darüber hinaus. 
Vielleicht braucht die CDU sie ja noch 
– mangels charismatischer Alternative.

Aber was ist dran am Vorwurf vie-
ler Ostdeutscher, die Wende sei nicht 
abgeschlossen? Und wieso glauben so 
viele von ihnen, benachteiligt zu sein, 
zu kurz gekommen zu sein, wie Bürger 
zweiter Klasse behandelt zu werden?

Die New York Times sprach von einer 
„fortbestehenden Ungleichheit zwi-
schen Ost und West drei Jahrzehnte  
nach dem Fall der Mauer. Die  
Washington Post schrieb, der Osten 
„leidet noch immer unter höherer Ar-

beitslosigkeit und geringeren Löhnen 
und Renten als im Westen“.

Die Wahrheit ist: Die Arbeitslosen-
quote in Sachsen liegt bei durchschnitt-
lich 5,7 Prozent, in Brandenburg bei 5,6 
Prozent (Bund insgesamt: 5,1 Prozent), 
in Nordrhein-Westfalen im Westen liegt 
sie bei durchschnittlich 6,7 Prozent, mit 
Spitzen von 13,4 Prozent in Gelsenkir-
chen und 10,4 in Dortmund. 

Der Durchschnittslohn im Osten lag 
und liegt tatsächlich unter dem im Wes-
ten. Die Sachsen und Brandenburger 
verdienten im vergangenen Jahr rund 
20 Prozent weniger als der deutsche 
Durchschnitt. Das hat viele Gründe: Ein 
Drittel der Vollzeitbeschäftigten in Ost-
deutschland arbeiten für Niedriglohn, 
in Westdeutschland nur halb so viele. 
Im Osten arbeiten mehr Frauen als im 
Westen, die aus vielerlei Gründen ge-
nerell rund 20 Prozent weniger verdie-
nen als Männer. Im Osten gibt es noch 
immer nur wenige Großunternehmen, 
aber viele strukturschwache, ländli-
che Regionen. Und noch immer liegt die 
Wirtschaftskraft nur bei 75 Prozent im 
Vergleich zu der des Westens.

Allerdings: Wo die Großunternehmen 
sind, erhöhen sich nicht nur die Gehäl-
ter, sondern auch die Mieten und die 
sonstigen Lebenshaltungskosten. 

Die Rente wiederum orientiert sich an 
den Löhnen – noch immer auch an de-
nen in der früheren DDR. Eine kompli-
zierte Ausgleichsregelung soll das Ren-
tenniveau bis 2024 vollends angleichen.

Geringe Einkünfte führen nicht au-
tomatisch zur AfD. Das belegt die Tat-
sache, dass die meisten Hartz-IV- 
Empfänger in Sachsen in Leipzig leben, 
wo die Partei recht unterdurchschnitt-
lich abschnitt.

Es gibt bedeutendere Ursachen für die 
Ablehnung des „Systems“ und des „Es-
tablishments“ als schmale Geldbörsen. 
Eine liegt in der Vergangenheit, eine in 
der Gegenwart: Auch 30 Jahre nach dem 
Mauerfall und dem darauffolgenden 
„Anschluss“ fühlen sich viele Ostdeut-
sche verraten und verkauft. Ihre Indus-
trie – verscherbelt von der sogenannten 
Treuhand an Westkonzerne; sie selbst 
ausgesetzt einem kaum regulierten ka-
pitalistischen System, in dem sich unter 
der Ideologie des Wirtschaftsliberalis-
mus die Besitzenden bereichern und die 
Habenichtse mehr und mehr verarmen. 
Und sie selbst, die in der DDR einen Ar-
beitsplatz hatten, fanden sich nun in den 
Schlangen vor den Arbeitsämtern wie-
der.

Bis heute fühlen sich viele Ostdeut-
sche außerdem nicht genügend gewür-
digt für die historische Leistung, einen 
Systemwechsel ohne einen Schuss und 
ohne Blutvergießen herbeigeführt zu 
haben. Stattdessen scheinen die Wessis 
bis heute die Aufnahme der Ossis als ei-
nen Akt der Güte und Milde zu betrach-
ten. Und zu schlechter Letzt zogen west-
deutsche Glücksritter die unerfahrenen 
Brüder und Schwestern im Osten über 
den Tisch, was sie, als sie ihre Fehler be-
merkten, zutiefst beschämte. 

Aus der Demütigung ist eine anhalten-
de Verletzung entstanden. Und jene, die 
jung genug waren, ihr Leben komplett 

auf den Kopf zu stellen und sich etwas 
Neues aufzubauen, haben nun Angst vor 
dem neuerlichen Verlust – manchmal 
ohne Grund. 

Das brandenburgische Dorf Hirsch-
feld, an der Grenze zu Polen gelegen, 
erlangte Berühmtheit, weil mehr als 
die Hälfte der Wähler, 307, der AfD ihre 
Stimme gaben. Journalisten beschrei-
ben es als ansehnliches Dorf mit ordent-
licher Infrastruktur – und ganz ohne 
Flüchtling.

Die AfD sammelt mit einem lauten, 
schrillen, xenophoben Populismus die 
Wendetraumatisierten und Zukunfts- 
ängstlichen. Ihre Wähler sind mehrheit-
lich männlich, Arbeiter, zwischen 30 
und 60 Jahre alt, sie haben kein Abitur 
oder gar einen Hochschulabschluss und 
fürchten um ihren Job und ihr bisheri-
ges Leben.

Dass die AfD insgesamt weit rechts 
steht, stört sie nicht. Skandale, Unter-
stützung für rechtsextreme Gruppen, 
Teilnahme an Demonstrationen von 

Rechtsextremen, Unterschlagungen, 
Spendenaffären, öffentlicher Zank und 
Zerwürfnisse sowie Spaltung von Lan-
desverbänden – für die Wütenden kein 
Problem.

Parteichef Alexander Gauland, bis 2013 
Mitglied der bürgerlich-konservativen 
CDU mit respektabler Karriere in Po-
litik und Publizistik, nennt seine neue 
Heimat „bürgerliche Volkspartei“. Dabei 
fallen Führungskräfte nicht nur durch 
rechtsextreme Äußerungen und unge-
hobelte Rhetorik auf, sondern lassen 
häufig bürgerliche Umgangsformen und 
Manieren vermissen. 

Es wäre ein Fehler, nicht zu erkennen, 
dass die Basis es ist, welche die Partei-
führung vor sich hertreibt. Die Funk-
tionäre erfüllen, was Mitglieder und 
Anhänger von ihnen erwarten. Kompro-
misse mit den etablierten Parteien anzu-
streben, gilt an der Basis als Verrat. Wer 
die Trotzigen, die Wütenden zu Mäßi-
gung aufruft, gilt ebenfalls als Verräter 
am freien Wort, wie sie es verstehen.

Viele der wirtschaftsliberalen und 
nationalen Gründer der Partei sind 
deshalb ausgetreten, Rechtsextre-
me rücken nach. Der völkische Flü-
gel wächst, die Partei verschiebt sich 
in die nämliche Richtung. Unzählige 
Rechtsaußen haben in der Partei re-
üssiert, sitzen in den Parlamenten von 
Bund und Ländern. In den Kommunen 
ebenfalls, wo über die Mittel für Verei-
ne und kulturelle Einrichtungen ent-
schieden wird. Der eigentlich kulti-
vierte Gauland wehrt sich weder gegen 
diese Rechtsdrift noch gegen die Radi-
kalrhetorik, er hat sich angepasst.

Nach dem Mord an dem CDU-Poli-
tiker Walter Lübcke im Juni griff der 
Berliner Korrespondent der Neuen 
Zürcher Zeitung, Marc Felix Serrao, 
ein Wort des Präsidenten des Deut-
schen Bundestags, Wolfgang Schäuble, 
auf, wonach Sprache schon früher der 
„Nährboden für Gewalt bis hin zum 
Mord“ gewesen sei. Die „enthemm-
te Sprache“ der AfD erinnere an eine 

„vollgeschmierte Klowand. Nichts dar-
an ist bürgerlich.“ Die Sprache der AfD 
könne „Mörder machen“. 

Nachdem ein offenbar rechtsradika-
ler Antisemit am Versöhnungsfest Jom 
Kippur am 9. Oktober die Synagoge in 
Halle angegriffen hatte, stimmten dem 
zahlreiche Kommentatoren erneut zu. 
AfD-Sprecher wiesen den Zusammen-
hang zurück.

Um es noch einmal klar zu sagen: Die 
AfD ist eine kleine Minderheit. Bei den 
EU-Wahlen im Frühjahr erzielte die 
Partei elf Prozent. Anders als die Par-
tei von Marine Le Pen in Frankreich ist 
die AfD weit entfernt von der Macht. 
Obwohl den traditionellen Parteien ein 
steifer Wind um die Ohren bläst, sind 
sie noch immer die Säulen der deut-
schen Demokratie.
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der Ukraine, welches die außerordentli-
chen regionalen Wahlen in den oben ge-
nannten Regionen regelt, einberufen und 
durchgeführt wurden.“

Dort wird auch gesagt, dass das Gesetz 
über den Sonderstatus zunächst nur vo-
rübergehend gilt, und zwar bis zur Ver-
öffentlichung des Abschlussberichts 
der Wahlbeobachter der OSZE. Und nur 
wenn die Wahlbeobachterkommission 
der OSZE die Wahlen als ihren Standards 
entsprechend anerkennt, wird das Ge-
setz dauerhaft wirksam.

Die Vertreter der OSZE, der Ukraine 
und Russlands sowie der beiden nicht 
anerkannten Republiken unterzeich-
neten das Papier am 1. Oktober. Am sel-
ben Tag wurde das Datum der Truppen- 
entflechtung bei Solote und Petriwske am  
7. Oktober vereinbart. 

Kaum hatte die Nachricht aus Minks 
Kiew erreicht, begannen in der ukraini-
schen Hauptstadt die Proteste. Man warf 
Selenskyj Kapitulation gegenüber dem 
Kreml vor. Dies war die erste Aktion ge-
gen das neue Staatsoberhaupt. Die trei-
benden Kräfte waren Nationalisten und 
Poroschenko. 

Auch danach gab es immer wieder De-
monstrationen gegen den Präsidenten, 
und wie es aussieht, wird Selenskyj in Zu-
kunft noch öfter damit rechnen müssen. 

Daran ist er gleichwohl auch selbst 
schuld. Die Mannschaft des Präsiden-
ten, die sich bis dato die Kommunika-
tion mit der Gesellschaft als eine ihrer 
Stärken anrechnete, hatte diesmal ge-
nau an dieser Stelle versagt. Vor der Un-
terzeichnung der „Steinmeier-Formel“ 
hatte sich von Seiten der Regierung nie-
mand die Mühe gemacht, genau zu er-
klären, was sie eigentlich bedeutete.  

Eine Klarstellung darüber, dass regi-
onale Wahlen in den Regionen Donezk 
und Luhansk erst möglich würden nach 
erfolgtem Truppenabzug und nach-
dem die Ukraine die seit 2014 verlore-
ne Kontrolle über die Grenzabschnitte 
zu Russland wiedergewonnen hätte, er-
folgte erst, als die Aktionen der Opposi-
tion und der Nationalisten viele schon 
davon überzeugt hatten, dass die Unter-
schrift unter diese Formel eine Nieder-
lage für Kiew sei. Selenskyj klärte die-
se heikle Situation wenigstens teilweise 
auf, indem er augenblicklich eine große 
Pressekonferenz einberief, die 14 Stun-
den dauerte, und auf der er, nebenbei, 
auch die fehlgelaufene Kommunikation 
offen eingestand.  

Aber im Ergebnis war die Truppen- 
entflechtung auf den beiden kleinen 
Geländeabschnitten bei Solote und  
Petriwske gescheitert. Sie fand weder 

am 7. Oktober statt, noch in den Tagen 
darauf. Unter anderem deshalb, weil 
die Wortführer der rechten ukraini-
schen Kräfte und deren Gleichgesinnte 
versprachen, sofort die Stellungen der 
ukrainischen Streitkräfte einzuneh-
men, wenn diese sie räumen sollten. 

Ein Truppenabzug, auf dem Moskau 
beharrt und ohne den deshalb ein Gip-
feltreffen im Normandie-Format nicht 
stattfinden wird, kann immer noch zu-
stande kommen. Und die Chance, dass 
sich die vier Regierungschefs noch vor 
Ende des Jahres in Paris zusammen-
finden, zum ersten Mal seit 2016, um 
zu besprechen, wie man in der Frage 
des Konfliktes im Donbass weiter vor-
gehen soll, besteht noch immer. Ja, es 
existiert sogar der Entwurf eines Do-
kuments, das nach dem Treffen unter-
zeichnet werden soll. 

Der Inhalt des Dokuments wurde 
nicht bekanntgegeben, aber bisher 
weist nichts darauf hin, dass das Gip-
feltreffen einen Durchbruch bringen 
könnte. Hauptsächlich deshalb, weil 
sich Moskau für die Donezker und Lu-
hansker Volksrepubliken einen solchen 
Status in der politischen Struktur der 
Ukraine wünscht, der diese Region im 
Grunde zu ihrer ausschließlichen Ein-
flusszone macht, mit allen daraus fol-

genden politischen und geopolitischen 
Folgen. Kiew kann das nicht akzep-
tieren und stellt sich deshalb katego-
risch gegen eine Festschreibung eines 
Sonderstatus der Regionen Donezk 
und Luhansk in der Verfassung des 
Landes. 

Ein weiterer Grund, weshalb die 
„Steinmeier-Formel“ Gefahr läuft, 
ein Kompromiss zu bleiben, der den 
Prozess der Regelung des Konfliktes 
keinen Millimeter weiterbringt, be-
steht darin, dass im Falle einer Re- 
integration der Regionen Donezk und 
Luhansk in die Ukraine zwangsläufig 
die Krim-Frage wieder auf den Tisch 
kommt. Davon ist man im Kreml über-
zeugt. Und auch in Kiew spricht man ja 
offen darüber. Der Vertreter des ukrai-
nischen Präsidenten in der Autonomen 
Republik Krim, Anton Korinewitsch, 
erklärte: „Wir dürfen nicht, wir kön-
nen nicht, wir haben nicht das Recht, 
zu vergessen, dass die Krim und der 
Donbass zwei Seiten ein und desselben 
Problems sind, das von außen herein-
getragen wurde, und wenn wir uns nur 
auf eine Seite konzentrieren und die 
andere vergessen und uns einreden, 
wir könnten uns ja später darum küm-
mern, werden wir kaum zu irgendei-
nem Ergebnis kommen.“

Wenn die Positionen der beiden Sei-
ten sich nicht ändern, bleibt das ein-
zige, worauf man noch hoffen kann, 
die Einhaltung des Minsker Ab- 
kommens über einen Waffenstillstand 
entlang der gesamten Kampflinie und 
die Schaffung einer Sicherheitszo-
ne von 50 Kilometern.  In diesem Fall 
würden alle Beteiligten des Norman-
die-Formats, auch Selenskyj, gewin-
nen. Wenn der Krieg beendet wird, 
hat der Präsident sein Versprechen er-
füllt. Denn versprochen hat er ja Frie-
den, nicht die Rückkehr der Donezker 
und Luhansker Volksrepubliken in die  
Ukraine. 

Über das Modell einer politischen 
Regelung des Konflikts kann man jah-
relang verhandeln, sogar Jahrzehnte. 
In der Welt gibt es viele Beispiele da-
für, wie ein Verhandlungsprozess seine  
Dynamik verliert und nur noch an 
einen Hometrainer erinnert:  Die  
Pedale drehen sich, aber man kommt 
nicht von der Stelle. 

Vladimir Solovjev  
ist Korrespondent  
von Kommersant.

„Blühende Landschaften“ – mitten im sächsischen Meißen.

FORTSETZUNG VON  SEITE 1
„FORMELSUCHE“

IMAGO IMAGES / WINFRIED ROTHERMEL


